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Nachruf 
 

Hida Shuntaro 
ist tot 
 
Im Alter von 100 Jahren starb 

Hida Shuntaro am 20. März 

2017. Als junger Arzt am Mi-

litärkrankenhaus Hiroshima 

war er am 6. August 1945 

Augenzeuge und Überleben-

der des Atombombenangriffs 

auf Hiroshima, durch einen 

glücklichen Zufall einige Ki-

lometer vom Epizentrum ent-

fernt. In den Tagen nach der 

Explosion behandelte er über 

6000 Verstrahlte und Verletz-

te, die sich zu dem dörflichen 

Außenposten des Militärkran-

kenhauses hatten durchschla-

gen können. 

Nach dem Krieg richtete er 

zunächst in Tokyo, dann in 

Saitama, eine Praxis für Pati-

enten mit geringem Einkom-

men ein. Viele von ihnen wa-

ren Opfer der Atombomben 

auf Hiroshima und Nagasaki, 

sei es direkt, sei es als Kata-

strophenhelfer in der ersten 

Zeit nach den Abwürfen. 

Dr. Hida wurde nicht müde, 

auf die Gefahren radioaktiver 

Niederdosisstrahlung für die 

Gesundheit hinzuweisen, ins-

besondere auf die Gefahren 

von Radionukliden, die durch 

Atmung und Nahrung in den 

Körper gelangen und den 

Körper von innen belasten 

(japanisch: naibu hibaku, wis-

senschaftlich: inkorporierte 

Strahlung). Über dreissig Jah-

re lang leitete er die (inzwi-

schen aufgelöste) Zentrale Be-

ratungsstelle des Strahlenop-

ferverbandes Hidankyo. Auf 

diese Weise gewann er einen 

guten Überblick über die kör-

perlichen, seelischen und nicht 

zuletzt sozialen Probleme, 

welche die Verstrahlung von 

1945 nach sich zog. 

Dr. Hida trat in Japan und 

weltweit für die Ächtung von 

Nuklearwaffen ein und enga-

gierte sich als Vortragsredner 

und Autor für die Interessen 

der hibakusha. [1] 

Die Forschungen zu den Aus- 

wirkungen radioaktiver Strah-

lung hat er, vor allem ange-

sichts der in den ersten Nach-

kriegsjahrzehnten betriebenen 

Geheimhaltung, stets als un-

zureichend kritisiert. Sein Na-

me findet sich daher bei vielen 

Kreisen und in wissenschaft-

lichen Netzwerken, die seither 

versuchen, die systematische 

Untertreibung von Schäden 

und Risiken der Strahlenexpo-

sition zu beenden. Beispiele 

für das Engagement des schon 

Hochbetagten sind das ECRR 

(European Committee on Ra-

diation Risk – als Gegenent-

wurf zur herrschenden Lehre 

von ICRP, UNSCEAR und 

IAEA) und die japanische 

Ärzteinitiative PTDN zur 

Messung von Strontium in 

Milchzähnen, die gegründet 

wurde, weil die amtlichen 

Dosisabschätzungen nach der 

Reaktorkatastrophe von Fuku-

shima zweifelhaft sind.  A.H. 

1. Auf Deutsch: Hida Shuntaro: 

Der Tag, an dem Hiroshima ver-

schwand. Erinnerungen eines ja-

panischen Militärarztes.  Bremen, 
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Der Personalwechsel markiert 

auch eine inhaltliche Zäsur für 

das BfS. Nach dem Übergang 

der Aufgaben im Bereich nuk-

leare Entsorgung auf das neue 

Bundesamt für kerntechnische 

Entsorgungssicherheit sowie 

auf die Bundesgesellschaft für 

Endlagerung (BGE) wird sich 

das BfS auf die staatlichen 

Aufgaben des Strahlenschut-

zes beschränken. Und zwar 

„durch UV-Strahlen, durch 

Handys, durch Hochspan-

nungsleitungen oder durch 

den Einsatz radiologischer 

Strahlenquellen in Medizin 

und Wissenschaft“, wie das 

Bundesumweltministerium in 

einer Mitteilung vom 26. Ap-

ril 2017 schreibt. 

Der Reaktorunfall von Tscher-

nobyl am 26. April 1986 hatte 

zur Folge, daß drei Jahre spä-

ter, im Jahr 1989, das BfS ge-

gründet wurde. Inge Paulini 

war seit 2009 Generalsekretä-

rin des Wissenschaftlichen 

Beirats der Bundesregierung 

Globale Umweltveränderun-

gen (WBGU) in Berlin. Nach 

einem Studium der Ökotro-

phologie in Bonn und dem 

Master of Science in Ernäh-

rungswissenschaft in Pull-

man/USA promovierte Paulini 

1991 zum Dr. rer. nat. in Bio-

logie an der Universität Han-

nover. Von 1993 bis 2008 ar-

beitete sie im Umweltbundes-

amt, zuletzt als Leiterin der 

Grundsatzabteilung mit den 

Schwerpunkten Nachhaltig-

keitsstrategien, Umweltrecht 

und Umweltökonomie. Sie ist 

Mitglied in einer Reihe von 

Beiräten und Gremien zur 

Thematik nachhaltige Entwick-

lung. 

Der große AKW-Abriss hat 

begonnen. Bereits 22 Atom-

kraftwerke werden derzeit 

stillgelegt und sollen abgeris-

sen werden. Zurück bleibt ein 

großer Müllberg. Ihre strah-

lende Hinterlassenschaft ha-

ben die Atomkonzerne bereits 

vorsortiert: 1 bis 3 Prozent für 

langfristige Lager für hochra-

dioaktive Abfälle und für 

schwach-/mittelradioaktive Ab-

fälle, derzeit in Zwischenla-

gern. Und 97 bis 98 Prozent 

für die Müllabfuhr (radioaktiv 

belastetes und unbelastetes 

Material). 

Deutsche Atomkraftwerke lan-

den so im Wertstoffkreislauf, 

in der Müllverbrennung und 

auf Bauschutt-Deponien im 

ganzen Land. Wenn wir das 

nicht stoppen, begegnen uns 

die abgerissenen deutschen 

AKW schon bald wieder – 

überall. Künstliche Radioakti-

vität aus dem AKW-Betrieb 

landet in Kochtöpfen, in Kon-

servendosen oder in Baumate-

rial, in der Luft, die wir at-

men, im Wasser, das wir trin-

ken und in Lebensmitteln, die 

wir essen. 

Dagegen wendet sich eine 

Broschüre, die die Bürgerini-

tiative „Atommüll Einlage-

rung Stopp Harrislee“ jetzt 

fertiggestellt hat. In ihr wird 

auf die Themen Freimessen 

und Freigabe, auf das 10-

Mikrosievert-Konzept sowie 

auf die Deponierung, das Re-

cycling und die Verbrennung 

von radioaktivem AKW-

Abriss-Material eingegangen. 

Die zu erwartenden Konse-

quenzen werden aufgezeigt 

und die Alternativen zum bes-

seren Umgang mit niedrig-

strahlenden Abfällen werden 

dargestellt. Die Broschüre ist 

standortunabhängig formuliert 

und daher in ganz Deutsch-

land einsetzbar. Zielgruppe 

sind Entscheider aus Politik 

und Verwaltung, Journalisten, 

Deponien, Recyclingbetriebe 

und deren Mitarbeiter sowie 

alle, die sich einen umfassen-

den Überblick zu der Thema-

tik verschaffen wollen. 

Zum Hintergrund: Wegberei-

ter war der Atomkonsens. Im 

Jahr 2001 hatte der damalige 

Bundesumweltminister Jürgen 

Trittin gelernt, Kröten zu 

schlucken. Damals unter-

zeichnete die rot-grüne Bun-

desregierung gemeinsam mit 

den Atomkonzernen den Ver-

trag, der als „Atomkonsens“ 

Geschichte schrieb. Umwelt-

verbände und Anti-Atom-

Initiativen protestierten gegen 

die Unterzeichnung, denn sie 

erkannten den Atomkonsens 

als Mogelpackung. Das war 

kein Atomausstieg, sondern 

ein Garantievertrag für den 

reibungslosen Weiterbetrieb 

mit viel Spielraum in Rich-

tung Verfallsdatum der Atom-

meiler – und inklusive Rück-

fahrschein. 

Die Atomkonzerne waren zu-

frieden. Bundeskanzler Schrö-

der war ebenfalls zufrieden, 

denn er hatte die Energierie-

sen bei Laune gehalten und 

den Koalitionspartner ruhig-

gestellt. Und der Umweltmi-

nister konnte endlich verkün-

den, dass die Grünen ihr wich-

tigstes Wahlversprechen, den 

Atomausstieg, quasi eingelöst 

hatten. Trittin hatte unter gro-

ßem Druck geliefert, denn oh-

ne „Atomausstieg“ wäre der 

Verbleib der Grünen in der 

Regierungskoalition kaum ver-

mittelbar gewesen. 

Eines der Konsens-Geschenke 

für die Atomkonzerne kam 

mit der Strahlenschutznovelle 

2001: Die Einführung der 

Freigaberegelung in Paragraf 

29 der Strahlenschutzverord-

nung. Die Freigaberegelung 

schuf die Voraussetzung da-

für, dass die Energiekonzerne 

ihre Atomkraftwerke nach 

Abriss zu circa 98 Prozent 

kostengünstig in die „Müllab-

fuhr“ geben dürfen. 

Das wäre unproblematisch, 

wenn die Zielsetzung der 

Freigabe lauten würde, dass 

nur zweifelsfrei unbelastetes 

Material in den Abfallwirt-

schaftskreislauf gelangen darf. 

Dies ist jedoch nicht der Fall, 

freigegeben wird, was nicht 

„unzweifelhaft endgelagert“ 

werden muss. Es darf durch-

aus radioaktiv belastet sein 

und das in beachtlichen Ma-

ßen und Mengen. Was in die 

Abfallwirtschaft freigegeben 

wird, bestimmt der Gesetzge-

ber mit der Festlegung von 

Grenzwerten für radioaktive 

Stoffe. 

Die Begründung für die Frei-

gaberegelung ist nicht im me-

dizinischen Bereich zu finden. 

Ein Schwellenwert, unterhalb 

dessen Strahlung nicht schäd-

lich wäre, existiert nicht. Die 

Freigaberegelung ist eher als 

Finanzierungskonzept zur Re-

duzierung der Atommüllkos-

ten zu verstehen. Das Bundes-

umweltministerium formulier-

te das im Jahr 2001 so: „In die 

Abwägung zur Festlegung 

entsprechender Vorsorgewerte 

fließen neben den in erster Li-

nie zu berücksichtigenden Er-

kenntnissen der Risikobewer-

tung zur Wirkung niedriger 

Strahlendosen auf Mensch 

und Umwelt auch Überlegun-

gen der Risikoakzeptanz ein. 

Dabei müssen auch wirt-

schaftliche Erwägungen, z.B. 

die Kosten einer Endlagerent-

sorgung einbezogen werden.“ 

Übersetzt bedeutet das: Die 

Bevölkerung finanziert die 

Beseitigung von strahlendem 

AKW-Abrissmaterial mit ihrer 

Gesundheit. 

Aus der Begründung des 

Bundesgesundheitsministeri-

ums zur Strahlenschutznovelle 

von 2001: „Dort [§ 2, Abs. 1 

u. 2, Atomgesetz] wird nun-

mehr bestimmt, dass radioak-

tive Stoffe im Sinne des 

Atomgesetzes nur diejenigen 

physikalisch radioaktiven Stof-

fe sind, für die nach dem 

Atomgesetz oder einer [...] 

Rechtsverordnung besondere 

Überwachungsmaßnahmen 

[...] festgelegt wurden. Hier-

aus folgt, dass Stoffe, deren 

Aktivität unterhalb der festge-

Atommüll 
 

versteckt, verteilt, verharmlost: 
AKW-ABRISS 
 
Wie uns Atomindustrie und Politik ihren radioaktiven 
Müll unterjubeln 
 


